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3. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Förderung 
von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege in der Stadt Wesseling 
(Beitragssatzung Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege) 
 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW S. 498), in Verbindung mit dem 2. Gesetz zur Ausführung des 
Gesetzes zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechts (Gesetz über Tageseinrichtungen für 
Kinder – GTK) vom 29. Oktober 1991 (GV NRW S. 380/SGV NRW 216), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze und zur Bereinigung des Haushaltsrechts 
(Haushaltsbegleitgesetz 2007) vom 21.12.2006 (GV NRW S.631) und den §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Verordnung vom 28.04.2005 (GV NRW S. 488), hat der 
Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 12. Juni 2007 folgende 3. Änderungssatzung zur 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
und Kindertagespflege in der Stadt Wesseling (Beitragssatzung Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege) beschlossen: 
 
 
 
Artikel 1 
 
In § 2 Absatz 2 wird hinter Satz 1 folgender Satz eingefügt: 
 
„Für das Kindergartenjahr, das dem Besuch der Grundschule vorausgeht, werden Beiträge von den in 
Wesseling mit Hauptwohnsitz gemeldeten Eltern oder Personen, die an die Stelle der Eltern treten, 
allerdings nicht erhoben.“ 
 
 
In § 3 wird hinter den 2. Absatz folgender neuer Absatz angefügt: 
 
„Kinder, für die nach § 2 Absatz 2 Satz 2 ein Beitrag nicht erhoben wird, werden bei der Anwendung 
der vorstehenden Bestimmungen zur Beitragsermäßigung weiterhin so berücksichtigt, als ob für sie 
ein Beitrag erhoben würde.“ 
 
 
 
Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. August 2007 in Kraft. 
 
 

* * * 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 



a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 13. Juni 2007 
 
gez. Günter Ditgens 
Bürgermeister 
 
 
 
 
19. Ergänzungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der 
Stadt Wesseling (An den Benden) 
 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches vom 27. August 1997 (BGBl. III 213-1) in Verbindung mit  
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (SGV NW 2023) – in 
den jeweiligen Fassungen – und aufgrund des § 8 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Wesseling vom 9. Mai 1988 (Abl. Stadt Wesseling S. 46) – 
Erschließungsbeitragssatzung -, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 22. November 
1996 (Abl. Stadt Wesseling S. 159), hat der Rat der Stadt Wesseling am 12. Juni 2007 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Anbaustraße An den Benden – einschließlich der nördlich abzweigenden Stichstraße – in 
Wesseling-Berzdorf ist abweichend von § 8 Abs. 1 Buchst. b) der Erschließungsbeitragssatzung ohne 
die  
 
a) auf der Südseite der Straße An den Benden (Hauptzug) auf einer Länge von ca. 85 m (zwischen 

den Grundstücken An den Benden 26 und Hauptstraße 28) und 
 
b) auf der Ostseite der vom Hauptzug nördlich abzweigenden Stichstraße  
 
fehlenden Gehwege endgültig hergestellt. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wesseling in Kraft. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 



 
 
Wesseling, den 13. Juni 2007 
 
gez. Günter Ditgens 
Bürgermeister 
 
 
 
 
20. Ergänzungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der 
Stadt Wesseling (Im Kaninsberg) 
 
 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches vom 27. August 1997 (BGBl. III 213-1) in Verbindung mit  
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (SGV NW 2023) – in 
den jeweiligen Fassungen – und aufgrund des § 8 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Wesseling vom 9. Mai 1988 (Abl. Stadt Wesseling S. 46) – 
Erschließungsbeitragssatzung -, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 22. November 
1996 (Abl. Stadt Wesseling S. 159), hat der Rat der Stadt Wesseling am 12. Juni 2007 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Anbaustraße Im Kaninsberg – von Burgstraße bis Rheinstraße – in Wesseling-Urfeld ist 
abweichend von § 8 Abs. 1 Buchst. b) der Erschließungsbeitragssatzung ohne den im Bereich von der 
Burgstraße bis zum Friesenweg fehlenden nordöstlichen Gehweg endgültig hergestellt. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wesseling in Kraft. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 13. Juni 2007 
 
gez. Günter Ditgens 
Bürgermeister 
 
 
 
21. Ergänzungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der 
Stadt Wesseling (Am Sioniterhof) 



 
 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches vom 27. August 1997 (BGBl. III 213-1) in Verbindung mit  
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (SGV NW 2023) – in 
den jeweiligen Fassungen – und aufgrund des § 8 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Wesseling vom 9. Mai 1988 (Abl. Stadt Wesseling S. 46) – 
Erschließungsbeitragssatzung -, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 22. November 
1996 (Abl. Stadt Wesseling S. 159), hat der Rat der Stadt Wesseling am 12. Juni 2007 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Anbaustraße Am Sioniterhof – von Bonner Straße nordöstlich und geradlinig verlaufende 
Teilstrecke – in Wesseling ist abweichend von § 8 Abs. 1 Buchst. d) und b) der 
Erschließungsbeitragssatzung ohne Grünanlagen und auf einer Länge von ca. 15 m (südöstliche 
Straßenseite) bzw. ca. 30 m (nordwestliche Straßenseite) ab dem Einmündungsbereich Bonner 
Straße ohne Gehwege endgültig hergestellt. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wesseling in Kraft. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 13. Juni 2007 
 
gez. Günter Ditgens 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Widmung von Straßen in Wesseling als städtische Straße für den öffentlichen Verkehr 
 
 
Der Rat der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung vom 12. Juni 2007 beschlossen, die Straßen 
 
a)Im Kaninsberg – von Rheinstraße bis Burgstraße – 
b) Rosenstraße – Neubaustrecke – (von einschließlich Haus-Nr. 20 bis zum Wendehammer ohne den 
fußläufigen Verbindungsweg zur Brühler Straße) 
c) St.-Thomas-Weg – von Rheinstraße bis Bolemer Weg – 



d) Am Sioniterhof – von Bonner Straße und von Josef-Dietz-Straße bis einschließlich Haus-Nrn. 31 
und 44 
e) Erlenweg – von Akazienweg bis Espenweg – 
f) An den Benden – einschließlich der nördlich abzweigenden Stichstraße – 
g) Dietkirchener Straße – von St.-Thomas-Weg bis Rheinstraße - 
 
als städtische Straßen (Gemeindestraßen) gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen – in der zur Zeit geltenden Fassung – (SGV NRW 91) dem öffentlichen Verkehr 
zu widmen. 
 
Die Widmung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Widmungsverfügung als Verwaltungsakt mit der Begründung und der Plan, aus dem die Lage der 
gewidmeten Fläche ersichtlich ist, können im Dezernat IV – Rathaus, Zimmer 616 – während der 
allgemeinen Dienststunden (montags, mittwochs und donnerstags von 7.30 Uhr bis 16.00 Uhr, 
dienstags von 7.30 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr) eingesehen werden. 
 
Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen bei der Stadt 
Wesseling, Der Bürgermeister (Dezernat IV), Alfons-Müller-Platz in 50389 Wesseling. Falls die Frist 
durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, würde dessen Verschulden 
dem Widersprechenden zugerechnet werden. 
 
 
Wesseling, den 15. Juni 2007 
 
Stadt Wesseling 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Ditgens 
 
 
 
 
Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2006 der Stadtwerke Wesseling GmbH 
 
 
1. Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2006 beauftragte Sozietät Prinz & Müller, 
Wesseling, hat unter dem 19.04.2007 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Ich habe den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Firma 
Stadtwerke Wesseling GmbH für das Geschäftsjahr vom 01.01.2006 bis 31.12.2006 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vor-schriften und den ergänzenden Regelungen im Gesellschaftsvertrag liegen in 
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Meine Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von mir durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen  Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 



Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzung der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Ich bin der Auffassung, dass meine Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für meine Beurteilung bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach meiner Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang  mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
 
 
2. Feststellung des Jahresabschlusses 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2006 wurde in der geprüften Form von der 
Gesellschafterversammlung am 12. Juni 2007 festgestellt. 
 
 
3. Verwendung des Ergebnisses 
 
Die Gesellschafterversammlung hat beschlossen, den Jahresüberschuss in Höhe von 754.117,09 
Euro wie folgt zu verwenden: 
 
Ausschüttung 469.536,04 Euro 
Vortrag auf neue Rechnung 284.581,05 Euro 
 
 
 
4. Auslegung des Jahresabschlusses 
 
Der geprüfte und festgestellte Jahresabschluss zum 31.12.2006 ist in den Geschäftsräumen der 
Stadtwerke Wesseling GmbH, Brühler Str. 95, 50389 Wesseling, ausgelegt und kann dort innerhalb 
der nächsten zwei Wochen nach dieser Bekanntmachung während der Geschäftszeiten eingesehen 
werden: 
 
Montag bis Donnerstag 08:00 bis 16:00 Uhr 
Freitag 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
 
Wesseling, den 18. Juni 2007 
 
STADTWERKE WESSELING GMBH 
gez. Hadel 
Geschäftsführer 
 
 


